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Text

VII. Automationsunterstitzter Datenabgleich

8 149i. (1) Der automationsunterstitzte Abgleich von Daten (8§84 Z1 DSG 2000) einer
Datenanwendung, die bestimmte, den mutmallichen Tater kennzeichnende oder ausschlieRende
Merkmale enthalten, mit Daten einer anderen Datenanwendung, die solche Merkmale enthalten, um
Personen festzustellen, die auf Grund dieser Merkmale als Verdachtige in Betracht kommen, ist zul&ssig,
wenn die Aufklarung eines Verbrechens ansonsten aussichtslos oder wesentlich erschwert ware und nur
solche Daten einbezogen werden, die Gerichte und Sicherheitsbehérden fir Zwecke eines Strafverfahrens
oder sonst auf Grund bestehender Bundes- oder Landesgesetze ermittelt oder verarbeitet haben.

(2) Sofern die Aufklarung eines mit mehr als zehn Jahren Freiheitsstrafe bedrohten Verbrechens oder
eines Verbrechens nach § 278a StGB ansonsten aussichtslos oder wesentlich erschwert wére, ist es
zuldssig, in einen automationsunterstltzten Datenabgleich auch Daten, die den Gerichten nach § 26 zu
Ubermitteln sind, und Daten uber Personen einzubeziehen, die von einem bestimmten Unternehmen
bestimmte Waren oder Dienstleistungen bezogen haben oder die Mitglieder von Personenvereinigungen
des Privatrechts oder von juristischen Personen des Privatrechts oder des 6ffentlichen Rechts sind.

(3) Es ist unzuldssig, in einen Datenabgleich Daten einzubeziehen, die die rassische Herkunft,
politische ~ Anschauungen, religiose oder andere Uberzeugungen oder Merkmale des
Gesundheitszustandes oder des Sexuallebens erkennen lassen. (Anm.: Der erste Satz lautet richtig: Es ist
unzuléssig, in einen Datenabgleich sensible Daten (§ 4 Z 2 DSG 2000) einzubeziehen.) Dieses Verbot gilt
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nicht fir die Einbeziehung von Daten (ber die Staatsangehorigkeit, Daten zur tatbildmaRigen
Bezeichnung einer Téatergruppe sowie von Daten, die die Sicherheitsbehdrden durch
erkennungsdienstliche MalRnahmen ermittelt haben, in einen Datenabgleich nach Abs. 1. Daten von
Personenvereinigungen, deren Zweck in unmittelbarem Zusammenhang mit einem der besonders
geschiitzten Merkmale steht, diirfen in einen Datenabgleich in keinem Fall einbezogen werden.

(4) Ein automationsunterstutzter Abgleich von Daten ist nur zul&ssig, soweit die VerhéltnismaRigkeit
zum Zweck der MaRnahme gewahrt wird. Dabei ist insbesondere darauf Bedacht zu nehmen, dal3 der
angestrebte Erfolg in einem vertretbaren Verhaltnis zu den voraussichtlich bewirkten Eingriffen in die
Rechte unbeteiligter Dritter steht, und zu prifen, ob nicht auch mit weniger eingreifenden MaRnahmen
begriindete Aussicht auf den angestrebten Erfolg besteht.

Schlagworte
Rasterfahndung

Zuletzt aktualisiert am
04.08.2025

Gesetzesnummer
10002326

Dokumentnummer
NOR40033856

www.ris.bka.gv.at Seite 2 von 2



	VII. Automationsunterstützter Datenabgleich

